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Öffentlicher Dienst

Stufenzuordnung bei 
Überleitung in die Entgelt-
ordnung zum TV-L

Die Parteien stritten über die tarifliche Stufen-
zuordnung des Klägers, der von 2010 bis 2016 
beim beklagten Land beschäftigt war. Zum 
1.1.2012 trat die Entgeltordnung zum TV-L als 
dessen Anlage A in Kraft. Maßgeblich ist vorlie-
gend der § 29a TVÜ-Länder, der die antrags
bedingte Überleitung der Beschäftigten in die 
Entgeltordnung zum TV-L regelt. Der Kläger 
wurde nach entsprechendem Antrag in die Ent-
geltgruppe (EG) 9 Fallgruppe 2 Stufe 2 TV-L rück-
wirkend zum 1.1.2012 bei unveränderter Tätig-
keit bis zum Ende seines Arbeitsverhältnisses ein-
gruppiert. 
Im Folgenden stellte das Land neu ein, wobei 
diese Arbeitnehmer schon mit Beginn des Arbeits-
verhältnisses nach EG 9 Fallgruppe 2 Stufe 3 TV-L 
vergütet wurden. Für den Kläger lehnte das Land 
das ab. 

Zu Recht, wie das BAG in seinem Urteil vom 
21.12.2017 (6 AZR 790/16) nun entschied: 
Die Tarifvertragsparteien haben mit § 29a TVÜ-L 
eine umfassende Regelung der Überleitung der 
Beschäftigten in die Entgeltordnung zum TV-L 
vorgenommen. Hat ein Mitarbeiter, dessen EG 
bei unveränderter Tätigkeit gem. § 29a Abs. 2 
Satz 1 TVÜ-L beibehalten worden wäre, den 
Antrag auf Eingruppierung in eine sich aus der 
Entgeltordnung zum TV-L ergebende höhere EG 
nach § 29a Abs. 3 Satz 1 TVÜ-L gestellt, richtet 
sich die Stufenzuordnung in der höheren EG gem. 
§ 29a Abs. 3 Satz 2 TVÜ-L nach den Regelungen 
für Höhergruppierungen. Gem. § 17 Abs. 4 Satz 3 
TV-L beginnt die Stufenlaufzeit in der höheren 
EG mit dem Tag der Höhergruppierung. Die in 
der unteren EG erworbene, in der Stufenzuord-
nung dokumentierte Berufserfahrung wird dann 
nicht berücksichtigt. Bei der Eingruppierung in 
eine höhere EG nach § 29a Abs. 3 Satz 1 TVÜ-L 
i. V. m. § 12 TV-L werden die vorher in der bishe-
rigen Entgeltgruppe zurückgelegten Zeiten (Rest-
laufzeiten) nicht auf die Stufenlaufzeit in der 
höheren EG angerechnet. 
Bezüglich des Beginns der Stufenlaufzeit wirkte 
der Antrag hier nach § 29a Abs. 3 Satz 1 TVÜ-L 
unabhängig vom Zeitpunkt der Antragstellung 
auf den 1.1.2012 zurück.

Diese Entscheidung zeigt, dass die Tarifvertrags-
parteien generelle Regelungen zur Handhabung 
von Sondersituationen (hier: die Überleitung in 

eine neue Entgeltordnung) schaffen dürfen – Här-
tefälle sind dabei hinzunehmen. Die Entschei-
dung lässt sich auf die § 29 ff. TVÜ-VKA hinsicht-
lich der Überleitung in die neue Entgeltordnung 
zum TVöD-VKA übertragen.

Wartezeitkündigung – 
Unkündbarkeit gem. § 34 
TVöD
In diesem Fall ging es um die Frage, ob eine War-
tezeitkündigung unwirksam ist. Die Klägerin war 
von 1991 bis 1999 bei der Stadt A, sodann naht-
los bei der Stadt V als Verwaltungsangestellte 
beschäftigt. Zum 1.1.2015 wechselte sie zur 
beklagten Stadt. Diese kündigte das Arbeitsver-
hältnis noch während der Wartezeit des § 1 Abs. 1 
KSchG am 22.5.2015 ordentlich. 

Die Kündigungsschutzklage blieb in allen Instan-
zen ohne Erfolg. Das BAG entschied mit Urteil 
vom 22.2.2018 (6 AZR 137/17) auf Grundlage des 
§ 34 Abs. 2 TVöD: Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes im Tarifgebiet West, die das 40. Lebens-
jahr vollendet haben, können nach einer Beschäf-
tigungsdauer von mehr als 15 Jahren nicht mehr 
ordentlich gekündigt werden.
Entscheidend ist, dass die Beschäftigungszeit 
nach § 34 Absatz 3 TVöD (nur) die bei demselben 
Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte 
Zeit meint, auch wenn sie unterbrochen ist. Tätig-
keiten, die bei anderen Arbeitgebern des öffent-
lichen Dienstes zurückgelegt wurden, bleiben 
auch dann außer Betracht, wenn sie ihrerseits in 
den Geltungsbereich des TVöD fielen. Bei der 
Berechnung der für die Kündigungsfrist und den 
Ausschluss einer ordentlichen Kündigung maß-
geblichen Beschäftigungszeit nach § 34 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 1 TVöD werden vorherige 
Beschäftigungszeiten bei anderen, vom Geltungs-
bereich des TVöD erfassten Arbeitgebern nicht 
berücksichtigt.

Anrechnung von Berufs
erfahrung nach Arbeit
geberwechsel
Die Parteien stritten um die richtige Stufenzu-
ordnung der Klägerin auf Grundlage des TVöD-
VKA. Sie war zunächst bei der Stadt A angestellt, 
bevor ihr der Landkreis ein neues Arbeitsverhält-
nis anbot. Ausweislich dieses Arbeitsvertrags war 
die Klägerin mit Einstellung beim Landkreis in 
die Stufe 4 nach § 16 TVöD-VKA eingruppiert 

worden. Dabei vereinbarten die Parteien, dass 
als Beschäftigungszeit auch die Zeit gilt, die die 
Klägerin bei der Stadt A erworben hatte. Im Streit 
stand nun die Frage, ob die Stufenlaufzeit mit 
der Einstellung beim Landkreis neu zu laufen 
begonnen hatte oder ob sie nahtlos weiterläuft. 

Die Klägerin hatte mit ihrem Begehren keinen 
Erfolg. Das LAG Mecklenburg-Vorpommern 
entschied in seinem Urteil vom 1.8.2017 – 
2 Sa 250/16 (rk.): Stellt ein Landkreis im Jobcen-
ter beschäftigtes Personal ein, welches zuvor bei 
einer Gemeinde des Kreises angestellt war, lässt 
sich eine arbeitsvertragliche Regelung, nach der 
die „Beschäftigungszeit“ beim Vorarbeitgeber 
anerkannt wird, nicht als eine Zusage einer über-
tariflichen Eingruppierung hinsichtlich der Stufen
zuordnung werten. Es liegt darin auch keine Zu-
sage, die bereits im Arbeitsverhältnis zur Stadt 
A zurückgelegten Anteile bei der Berechnung 
der Stufenlaufzeit beim beklagten Landkreis an-
zuerkennen. 
Rechtsverbindliche Zusagen einer übertariflichen 
Stufenzuordnung sollen nur dann vorliegen, wenn 
sie von befugten Personen gemacht werden und 
die Aussage darüber hinaus so genau gefasst ist, 
dass sie keine Zweifel begründet.
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